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President de France
Emmanuel Macron
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75008 Paris
France


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  sehr  geehrter  Präsident  von  Frankreich,
Emmanuel Macron,


Wir  überbringen Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres Schreibens an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Als Mitglied  der  Siegermächte des zweiten Weltkriegs  haben Sie gemeinsam mit
den anderen Siegermächten die Verwaltung Deutschlands organisiert.
Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Gegenwärtig  schickt  sich  die  deutsche  Regierung  an,  jegliche  Gesetzlichkeit  zu
ignorieren  und unermesslichen  Schaden  am deutschen  Volk  und  im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Als Siegermacht tragen Sie für diesen Schaden nun gemeinsam mit den anderen
Siegermächten die Verantwortung.


Wir erwarten von Frankreich, das erforderliche zu tun, dass diese nicht legitimierte
Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine  in unserem Interesse. Wir  stehen hier für  das gesamte
Leben auf dieser Erde, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für den,
der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Uli Sommer und im Auftrag für Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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President de France
Emmanuel Macron
Palais de l'Élysée
55 rue du Faubourg-Saint-Honoré
75008 Paris
France


München, den 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear Ladies and Gentlemen, dear President of France, Mr. Emmanuel Macron,


We hereby deliver a copy of our letter to the German government. In this letter we
pointed out that this government or administration has no legitimacy.


As a member of the victorious powers of the Second World War, you organized the
administration of Germany together with the other victorious powers.
The  victorious  powers  falsely  deceived  the  German  people,  particularly  West
Germany,  into  being  sovereign  and  having  a  democracy.  In  truth,  the  victorious
powers have retained control of Germany.


After  1990,  legal  changes  were  made in  Germany that  made the  German legal
system even more obsolete.


At  present  the  German  government  is  going  to  ignore  all  legality  and  to  do
immeasurable damage to the German people and to the world in the name of the
German people.


As the victorious power, you are now responsible  for this damage jointly with the
other victorious powers.
We expect France to do what is necessary to prevent this illegitimate government
from causing further damage!


We  do not act alone in our interests. We stand here for all  life on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
humans with love and by love. 


With best regards 


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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The Rt Hon Boris Johnson MP
Prime Minister
10 Downing Street
London
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Great Britain


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Präsident von Großbrittanien, Boris
Johnson,


Wir  überbringen Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres Schreibens an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Als Mitglied  der  Siegermächte des zweiten Weltkriegs  haben Sie gemeinsam mit
den anderen Siegermächten die Verwaltung Deutschlands organisiert.
Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Gegenwärtig  schickt  sich  die  deutsche  Regierung  an,  jegliche  Gesetzlichkeit  zu
ignorieren  und unermesslichen  Schaden  am deutschen  Volk  und  im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Als Siegermacht tragen Sie für diesen Schaden nun gemeinsam mit den anderen
Siegermächten die Verantwortung.


Wir  erwarten  von  Großbritannien,  das  erforderliche  zu  tun,  dass  diese  nicht
legitimierte Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine  in unserem Interesse. Wir  stehen hier für  das gesamte
Leben auf unserem Planeten, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für
den, der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Uli Sommer und im Auftrag für Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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The Rt Hon Boris Johnson MP
Prime Minister
10 Downing Street
London
SW1A 2AA
Great Britain


München, den 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear Ladies and Gentlemen, dear President of Great Britain, Mr. Boris Johnson,


We hereby deliver a copy of our letter to the German government. In this letter we
pointed out that this government or administration has no legitimacy.


As a member of the victorious powers of the Second World War, you organized the
administration of Germany together with the other victorious powers.
The  victorious  powers  falsely  deceived  the  German  people,  particularly  West
Germany,  into  being  sovereign  and  having  a  democracy.  In  truth,  the  victorious
powers have retained control of Germany.


After  1990,  legal  changes  were  made in  Germany that  made the  German legal
system even more obsolete.


At  present  the  German  government  is  going  to  ignore  all  legality  and  to  do
immeasurable damage to the German people and to the world in the name of the
German people.


As the victorious power, you are now responsible  for this damage jointly with the
other victorious powers.
We  expect  Great  Britain  to  do  what  is  necessary  to  prevent  this  illegitimate
government from causing further damage!


We  do not act alone in our interests. We stand here for all  life on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
humans with love and by love. 


With best regards 


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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President of the United States
Donald Trump


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Präsident der Vereinigten Staaten
von Amerika, Donald Trump,


Wir  überbringen  Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres  Schreibens  an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Als  Mitglied  der  Siegermächte des zweiten Weltkriegs  haben Sie gemeinsam mit
den anderen Siegermächten die Verwaltung Deutschlands organisiert.
Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Wir erachten alle menschgemachten „Rechtssysteme“ als grundsätzlich unzulässig
aus  einer  größeren  Perspektive.  Für  uns  selbst  bauen  wir  auf  das  universelle
Lebensrecht und auf das universelle Urrecht.
Menschgemachte  Rechtssysteme  können  sich  in  einer  Welt  mit  unterschiedlich
mächtigen  und  gewaltbereiten  Menschen  und  in  einer  Welt  mit  Geld,  Fabriken,
Städten,  Hochtechnologie  und  Zivilisation  eine  begrenzte  Rechtfertigung
verschaffen,  in  dem sie  ohne Unterschied  zwischen Menschen in  gleicher  Weise
angewendet werden und in dem sie Menschen vor Ausbeutung Verletzung und vor
anderen Übergriffen und Verbrechen bewahren und in dem sie den Menschen so
viel  Freiheit  gewähren,  wie  es  im  Rahmen  eines  friedlichen  Zusammenlebens
überhaupt möglich ist.


Gegenwärtig schickt sich jedoch die deutsche Regierung an, jegliche Gesetzlichkeit
zu ignorieren und unermesslichen Schaden am deutschen Volk und im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.
Vermutlich  wissen  Sie  auch  ohne  weitere  Erklärung,  wovon  wir  sprechen.
Stellvertretend  für  vieles  andere  wollen  wir  gleichwohl  noch  ein  paar  Beispiele
nennen:


-  Einschränkung  von  Grundrechten  und  Ausübung  von  Zwang  und  Willkür,
Verletzung  der  körperlichen  Unversehrtheit  im Rahmen von Maskenzwang,  Tests







unter  Nötigung  und  faktischen  Zwangsimpfungen  an  wehrlosen  Senioren  und
Nötigung zu Impfungen an vielen weiteren Menschen, mit einer Impfung, die einen
Eingriff in unsere Genetik darstellt;


-  willkürliche  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit  und  Reisefreiheit,
Ausgangssperren,  Besuchsverbote,  vollständige  Isolierung  von  Senioren,
psychologische Kriegsführung gegen alle Menschen und insbesondere auch gegen
Kinder;


- Verbote der Ausübung von Berufen, Verbote des freien Handels;


- Zensur, Verbot der freien Äußerung von Meinungen, Verbot von Versammlungen,
Stiftung  von  Unfrieden  unter  den  Menschen,  gewalttätige  Niederschlagung  von
friedlichen Protesten;


- Unterstützung terroristischer Organisationen in Deutschland und im Ausland;


-  Beteiligung an Angriffskriegen und Lieferung von Waffen  und Unterstützung für
Angriffskriege, vielfach Angriffskriege durch Islamisten


- Zerstörung der eigenen Wirtschaft durch Unterstützung ausländischer Produzenten
und  Investoren,  durch  Gesetzgebung  und  Unterwanderung  mit  ausländischen
Agenten


- Verhandeln von „Freihandelsverträgen“ zum Schaden von Umwelt, Gesundheit und
Unternehmen und zur Beschädigung von Souveränität und Rechtsprechung;


- Stiftung von Unfrieden mit geographischen Nachbarn und mit Wirtschaftspartnern
wie beispielsweise Russland


- Zerstörung der Umwelt durch Förderung von maximaler Rohstoff-Verschwendung,
durch Förderung von Pestiziden und von Gentechnik in Lebensmitteln;


- Zerstörung von Gesundheit  durch Verbot gesunder Nahrung und Heilmitteln und
durch vorgeschriebene Nutzung von giftigen „Heilmitteln“ und „Nahrungsmitteln“;


- Zulassen der Geldschöpfung durch Privat-Personen und Erhalt eines Geldsystems,
welches maximale "Leistung" /  Ausbeutung jeglicher  menschlicher  und natürlicher
Ressourcen auf-nötigt,  um einen Crash verhindern und welches zwangsweise die
gesamte Welt  in eine virtuelle Schuldspirale schickt, die von den geldschöpfenden
Privatpersonen kontrolliert werden kann.


- Die Liste könnte beliebig weiter geführt werden...


Als Siegermacht tragen Sie für diesen Schaden nun gemeinsam mit den anderen
Siegermächten die Verantwortung.


Wir  erwarten von den Vereinigten Staaten von Amerika, das erforderliche zu tun,
damit diese nicht legitimierte Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine in unserem Interesse. Wir  stehen hier  für  das gesamte
Leben auf dieser Erde, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für den,
der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Jens  Gordon  Gerbracht  (Jeschua)  und  Uli  Sommer  (für  sich  zeichnend  und  im
Auftrag für Jeschua)
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President of the United States
Donald Trump


Munich, the 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear Ladies and Gentlemen, dear President of the United States of America, Mr.
Donald Trump,


We hereby deliver a copy of our letter to the German government.
In this letter we pointed out that this government or administration has no legitimacy.
As a member of the victorious powers of the Second World War, you organized the
administration of Germany together with the other victorious powers. The victorious
powers falsely deceived the German people, particularly West Germany, into being
sovereign and having a democracy. In  truth,  the victorious powers have retained
control of Germany. After 1990, legal changes were made in Germany that made the
German legal system even more obsolete.


We  consider  all  human-made “legal  systems”  to  be  fundamentally  impermissible
from a larger perspective.
For ourselves we relay on the universal  right to life  and on the universal  natives
right.
In a world with differently powerful and violent people and in a world with money,
factories, cities, high technology and civilization, anyway human-made legal systems
can obtain a limited justification for themselves if they are applied in the same way
without distinction between humans and if they protect humans from being exploited,
from any attacks,  crimes and injury and when they are granting people as much
freedom as is possible within the framework of a peaceful coexistence.


At present, however, the German government is going to ignore all legality and they
do immeasurable damage to the German people and to other peoples in the world in
the name of the German people.
You  probably  would  know  what  we  are  talking  about  even  without  further
explanation.  Nonetheless,  we would like  to mention a few examples to  represent
many other things:


- Restriction of basic rights and the exercise of coercion and arbitrariness, violation
of physical integrity in the context of compulsory masking, tests under duress and de
facto forced vaccinations on defenseless seniors and compulsion to vaccinate many
other people, with a vaccination that represents an interference in our genetics; 







- Arbitrary restriction of the freedom of movement and freedom of travel,  curfews,
visiting bans, complete isolation of seniors, psychological warfare against all people
and especially against children; 


- Prohibitions on the exercise of professions, prohibitions on free trade; 


- censorship, prohibition of the free expression of opinions, prohibition of gatherings,
creating discord among the people, violent abolition on peaceful protests; 


- Support for terrorist organizations in Germany and abroad; 


- Participation in wars of aggression and the delivery of weapons and support for
wars of aggression, often wars of aggression by Islamists 


-  Destroying  one's  own  economy  through  support  for  foreign  producers  and
investors, through legislation and infiltration with foreign agents 


-  Negotiating  “free  trade  agreements”  to  damage  the  environment,  health  and
business and doing damage to sovereignty and justice; 


- Creation of discord with geographical neighbors and with economic partners such
as Russia 


-  Destroying  the  environment  by  promoting  maximum  waste  of  raw  materials,
promoting pesticides and genetic engineering in food; 


-  Destruction  of health  through the prohibition  of healthy food and remedies and
through the prescribed use of toxic "remedies" and "foods": -


- Tolerating money-generating by private persons and support of a money system,
which  enforces  maximum "performance"  /  exhaustion  of  any  human and  natural
resources to avoid a crash and which inevitable sends the whole world into a vicious
circle of an imaginary debt, controlled by those money generating private persons.


- The list could go on and on ...


As the victorious power, you are now responsible for this damage, jointly with the
other victorious powers.
We expect the United States of Amerikca to do what is necessary to prevent this
illegitimate government from causing further damage!


We do not act alone in our interests. We  stand here for all  life  on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
people with love and by love.


Best regards


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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Vladimir Putin, President
Kremlin
23 Ulitsa Ilyinka
103132 Moscow
Russia


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  sehr  geehrter  Präsident  Russlands,  Wladimir
Putin,


Wir  überbringen  Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres  Schreibens  an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Als  Mitglied  der  Siegermächte des zweiten Weltkriegs  haben Sie gemeinsam mit
den anderen Siegermächten die Verwaltung Deutschlands organisiert.
Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Wir erachten alle menschgemachten „Rechtssysteme“ als grundsätzlich unzulässig
aus  einer  größeren  Perspektive.  Für  uns  selbst  bauen  wir  auf  das  universelle
Lebensrecht und auf das universelle Urrecht.
Menschgemachte  Rechtssysteme  können  sich  in  einer  Welt  mit  unterschiedlich
mächtigen  und  gewaltbereiten  Menschen  und  in  einer  Welt  mit  Geld,  Fabriken,
Städten,  Hochtechnologie  und  Zivilisation  eine  begrenzte  Rechtfertigung
verschaffen,  in  dem sie  ohne Unterschied  zwischen Menschen in  gleicher  Weise
angewendet werden und in dem sie Menschen vor Ausbeutung Verletzung und vor
anderen Übergriffen und Verbrechen bewahren und in dem sie den Menschen so
viel  Freiheit  gewähren,  wie  es  im  Rahmen  eines  friedlichen  Zusammenlebens
überhaupt möglich ist.


Gegenwärtig schickt sich jedoch die deutsche Regierung an, jegliche Gesetzlichkeit
zu ignorieren und unermesslichen Schaden am deutschen Volk und im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.
Vermutlich  wissen  Sie  auch  ohne  weitere  Erklärung,  wovon  wir  sprechen.
Stellvertretend  für  vieles  andere  wollen  wir  gleichwohl  noch  ein  paar  Beispiele
nennen:


-  Einschränkung  von  Grundrechten  und  Ausübung  von  Zwang  und  Willkür,
Verletzung  der  körperlichen  Unversehrtheit  im Rahmen von Maskenzwang,  Tests







unter  Nötigung  und  faktischen  Zwangsimpfungen  an  wehrlosen  Senioren  und
Nötigung zu Impfungen an vielen weiteren Menschen, mit einer Impfung, die einen
Eingriff in unsere Genetik darstellt;


-  willkürliche  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit  und  Reisefreiheit,
Ausgangssperren,  Besuchsverbote,  vollständige  Isolierung  von  Senioren,
psychologische Kriegsführung gegen alle Menschen und insbesondere auch gegen
Kinder;


- Verbote der Ausübung von Berufen, Verbote des freien Handels;


- Zensur, Verbot der freien Äußerung von Meinungen, Verbot von Versammlungen,
Stiftung  von  Unfrieden  unter  den  Menschen,  gewalttätige  Niederschlagung  von
friedlichen Protesten;


- Unterstützung terroristischer Organisationen in Deutschland und im Ausland;


-  Beteiligung an Angriffskriegen und Lieferung von Waffen  und Unterstützung für
Angriffskriege, vielfach Angriffskriege durch Islamisten


- Zerstörung der eigenen Wirtschaft durch Unterstützung ausländischer Produzenten
und  Investoren,  durch  Gesetzgebung  und  Unterwanderung  mit  ausländischen
Agenten


- Verhandeln von „Freihandelsverträgen“ zum Schaden von Umwelt, Gesundheit und
Unternehmen und zur Beschädigung von Souveränität und Rechtsprechung;


- Stiftung von Unfrieden mit geographischen Nachbarn und mit Wirtschaftspartnern
wie beispielsweise Russland


- Zerstörung der Umwelt durch Förderung von maximaler Rohstoff-Verschwendung,
durch Förderung von Pestiziden und von Gentechnik in Lebensmitteln;


- Zerstörung von Gesundheit  durch Verbot gesunder Nahrung und Heilmitteln und
durch vorgeschriebene Nutzung von giftigen „Heilmitteln“ und „Nahrungsmitteln“;


- Zulassen der Geldschöpfung durch Privat-Personen und Erhalt eines Geldsystems,
welches maximale "Leistung" /  Ausbeutung jeglicher  menschlicher  und natürlicher
Ressourcen auf-nötigt,  um einen Crash verhindern und welches zwangsweise die
gesamte Welt  in eine virtuelle Schuldspirale schickt, die von den geldschöpfenden
Privatpersonen kontrolliert werden kann.


- Die Liste könnte beliebig weiter geführt werden...


Als Siegermacht tragen Sie für diesen Schaden nun gemeinsam mit den anderen
Siegermächten die Verantwortung.


Wir erwarten von Russland, das erforderliche zu tun, damit diese nicht legitimierte
Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine in unserem Interesse. Wir  stehen hier  für  das gesamte
Leben auf dieser Erde, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für den,
der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Jens  Gordon  Gerbracht  (Jeschua)  und  Uli  Sommer  (für  sich  zeichnend  und  im
Auftrag für Jeschua)
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Vladimir Putin, President
Kremlin
23 Ulitsa Ilyinka
103132 Moscow
Russia


Munich, the 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear Ladies and Gentlemen, dear President of Russia, Mr. Wladimir Putin,


We hereby deliver a copy of our letter to the German government.
In this letter we pointed out that this government or administration has no legitimacy.
As a member of the victorious powers of the Second World War, you organized the
administration of Germany together with the other victorious powers. The victorious
powers falsely deceived the German people, particularly West Germany, into being
sovereign and having a democracy. In  truth,  the victorious powers have retained
control of Germany. After 1990, legal changes were made in Germany that made the
German legal system even more obsolete.


We  consider  all  human-made “legal  systems”  to  be  fundamentally  impermissible
from a larger perspective.
For ourselves we relay on the universal  right to life  and on the universal  natives
right.
In a world with differently powerful and violent people and in a world with money,
factories, cities, high technology and civilization, anyway human-made legal systems
can obtain a limited justification for themselves if they are applied in the same way
without distinction between humans and if they protect humans from being exploited,
from any attacks,  crimes and injury and when they are granting people as much
freedom as is possible within the framework of a peaceful coexistence.


At present, however, the German government is going to ignore all legality and they
do immeasurable damage to the German people and to other peoples in the world in
the name of the German people.
You  probably  would  know  what  we  are  talking  about  even  without  further
explanation.  Nonetheless,  we would like  to mention a few examples to  represent
many other things:


- Restriction of basic rights and the exercise of coercion and arbitrariness, violation
of physical integrity in the context of compulsory masking, tests under duress and de
facto forced vaccinations on defenseless seniors and compulsion to vaccinate many
other people, with a vaccination that represents an interference in our genetics; 







- Arbitrary restriction of the freedom of movement and freedom of travel,  curfews,
visiting bans, complete isolation of seniors, psychological warfare against all people
and especially against children; 


- Prohibitions on the exercise of professions, prohibitions on free trade; 


- censorship, prohibition of the free expression of opinions, prohibition of gatherings,
creating discord among the people, violent abolition on peaceful protests; 


- Support for terrorist organizations in Germany and abroad; 


- Participation in wars of aggression and the delivery of weapons and support for
wars of aggression, often wars of aggression by Islamists 


-  Destroying  one's  own  economy  through  support  for  foreign  producers  and
investors, through legislation and infiltration with foreign agents 


-  Negotiating  “free  trade  agreements”  to  damage  the  environment,  health  and
business and doing damage to sovereignty and justice; 


- Creation of discord with geographical neighbors and with economic partners such
as Russia 


-  Destroying  the  environment  by  promoting  maximum  waste  of  raw  materials,
promoting pesticides and genetic engineering in food; 


-  Destruction  of health  through the prohibition  of healthy food and remedies and
through the prescribed use of toxic "remedies" and "foods": -


 The list could go on and on ...


As the victorious power, you are now responsible for this damage, jointly with the
other victorious powers.
We expect Russia to do what is necessary to prevent this illegitimate government
from causing further damage!


We do not act alone in our interests. We  stand here for all  life  on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
people with love and by love.


Best regards


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua


 Seite 2







Anschreiben_Rechtsunsicherheit_UN_20210218_Jegoo_USo.pdf


Uli Sommer;   Lucia-Popp-Bogen 23;   81245 München


Jens Gordon Gerbracht
(Jeschua)
ohne Wohnsitz
----------


Uli Sommer
Uli Sommer
Lucia-Popp-Bogen 23
--------------------
81245 München
Deutschland
--------------------
--------------------


United Nations
Palais des Nations
1211 Geneva
Switzerland


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Verwalter der Organisation "Vereinte
Nationen",


Wir  überbringen  Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres  Schreibens  an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Die  Vereinten  Nationen  wurden  gegründet,  mit  dem Anspruch,  das  so  genannte
Völkerrecht  weltweit  umzusetzen  und  Frieden  zu  schaffen.  Sie  haben  sich  die
Weltweite Autorität verschafft, das Verhalten aller Länder zu be- oder verurteilen und
in Missstände und Konflikte im Sinne des so genannten Völkerrechts einzugreifen.


Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Dieser Zustand muss gemäß Ihrem Völkerrecht als Unrecht bewertet werden.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Gegenwärtig  schickt  sich  die  deutsche  Regierung  an,  jegliche  Gesetzlichkeit  zu
ignorieren  und  unermesslichen  Schaden  am deutschen  Volk  und  im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Wenn Sie wirklich den Anspruch haben, für den Frieden zwischen den Völkern und
für  den  Erhalt  des  sogenannten  Völkerrechts  einzustehen,  wenn  die  Vereinten
Nationen und das so genannte Völkerrecht wirklich für Frieden und für ein Leben in
Liebe und Freiheit stehen sollen, dann müssten Sie in dieser Situation handeln.


Wir erwarten von den Vereinten Nationen, das erforderliche zu tun, damit diese nicht
legitimierte Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine in unserem Interesse. Wir  stehen hier  für  das gesamte
Leben auf dieser Erde, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für den,
der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Jens  Gordon  Gerbracht  (Jeschua)  und  Uli  Sommer  (für  sich  zeichnend  und  im
Auftrag für Jeschua)
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United Nations
Palais des Nations
1211 Geneva
Switzerland


München, den 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear  Ladies  and  Gentlemen,  dear  administrators  of  the  organization  "United
Nations",


We hereby deliver a copy of our letter to the German government. In this letter we
pointed out that this government or administration has no legitimacy.


The United Nations have been founded with the approach to implement the so called
international  law  worldwide  and  to  bring  peace.  You  have  procured  world  wide
authority  to judge about grievances and conflicts in the meaning of the so called
international law.


The  victorious  powers  falsely  deceived  the  German  people,  particularly  West
Germany,  into  being  sovereign  and  having  a  democracy.  In  truth,  the  victorious
powers have retained control of Germany.


This status has to be regarded as unright according to your international law


After  1990,  legal  changes  were  made in  Germany that  made the  German legal
system even more obsolete.


At  present  the  German  government  is  going  to  ignore  all  legality  and  to  do
immeasurable damage to the German people and to the world in the name of the
German people.


If  you  really  have  the  pretension  to  advocate  for  peace  and  for  the  so  called
international  law,  if  the  United  Nations  and the  so called  international  law really
advocate for peace and a living in love and freedom, then in this situation you have
to act.


We expect them to do what is necessary to prevent this illegitimate government from
causing further damage!


We  do not act alone in our interests. We stand here for all  life on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
humans with love and by love. 


With best regards 


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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President of the United States of America
Joseph Biden
1600 Pennsylvania Ave NW
Washington, DC 20500
United States of America


München, den 18.02.2021
Rechtsunsicherheit


Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Präsident der Vereinigten Staaten
von Amerika, Joseph Biden,


Wir  überbringen Ihnen hiermit  eine  Kopie  unseres Schreibens an die  Regierung
Deutschlands.  In  diesem  Schreiben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  diese
Regierung beziehungsweise Verwaltung keine Legitimität besitzt.


Als Mitglied  der  Siegermächte des zweiten Weltkriegs  haben Sie gemeinsam mit
den anderen Siegermächten die Verwaltung Deutschlands organisiert.
Die  Siegermächte  haben  dem  deutschen  Volk,  insbesondere  Westdeutschland,
fälschlich  vorgegaukelt,  souverän  zu  sein  und  eine  Demokratie  zu  haben.  In
Wahrheit haben sich die Siegermächte die Kontrolle über Deutschland erhalten.


Nach dem Jahr 1990 wurden in Deutschland rechtliche Änderungen vorgenommen,
die das deutsche Rechtssystem noch einmal zusätzlich obsolet gemacht haben.


Gegenwärtig  schickt  sich  die  deutsche  Regierung  an,  jegliche  Gesetzlichkeit  zu
ignorieren  und unermesslichen  Schaden  am deutschen  Volk  und  im Namen des
deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Als Siegermacht tragen Sie für diesen Schaden nun gemeinsam mit den anderen
Siegermächten die Verantwortung.


Wir  erwarten von den Vereinigten Staaten von Amerika, das erforderliche zu tun,
damit diese nicht legitimierte Regierung keine weiteren Schäden mehr anrichtet!


Wir  handeln nicht alleine  in unserem Interesse. Wir  stehen hier für  das gesamte
Leben auf dieser Erde, für Pflanzen, Tiere und Menschen. Wir stehen hier für den,
der Pflanzen, Tiere und Menschen aus und mit Liebe geschaffen hat.


Mit freundlichen Grüßen 


Jens  Gordon  Gerbracht  (Jeschua)  und  Uli  Sommer  (für  sich  zeichnend  und  im
Auftrag für Jeschua)
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President of the United States of America
Joseph Biden
1600 Pennsylvania Ave NW
Washington, DC 20500
United States of America


München, den 18.02.2021
Legal Uncertainty


Dear Ladies and Gentlemen, dear President of the United States of America, Mr.
Joseph Biden,


We hereby deliver a copy of our letter to the German government. In this letter we
pointed out that this government or administration has no legitimacy.


As a member of the victorious powers of the Second World War, you organized the
administration of Germany together with the other victorious powers.
The  victorious  powers  falsely  deceived  the  German  people,  particularly  West
Germany,  into  being  sovereign  and  having  a  democracy.  In  truth,  the  victorious
powers have retained control of Germany.
After  1990,  legal  changes  were  made in  Germany that  made the  German legal
system even more obsolete.


At  present  the  German  government  is  going  to  ignore  all  legality  and  to  do
immeasurable damage to the German people and to the world in the name of the
German people.


As the victorious power, you are now jointly responsible  for this damage with the
other victorious powers.
We  expect the United States of America to do what is  necessary to prevent  this
illegitimate government from causing further damage!


We  do not act alone in our interests. We stand here for all  life on this earth, for
plants, animals and humans. We stand for the one who created plants, animals and
humans with love and by love. 


With best regards 


Uli Sommer signing for myself and on behalf on Jens Gordon Gerbracht, Jeschua
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Bundesregierung
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München, den 18.02.2021
Betreff: Rechtunsicherheit - offener Brief an die von den Siegermächten eingesetzte 
Verwaltung Deutschlands


Sehr geehrte Damen  und Herren, sehr geehrte Vorstehende der sog. Bundesrepublik für und in 
Deutschland(BfiD), Sehr geehrter Herr Steinmeier, sehr geehrte Frau Merkel


1. Wie Ihnen bekannt sein dürfte, ist die sog. BfiD mindestens seit dem 17.7.1990(Pariser 
Verträge) durch die Aufhebung Ihres Art. 23 Grundgesetz(GG) a.F. „de jure“ 
rechtlich/juristisch erloschen.


2. Aus dem gleichen Grund der Aufhebung von Geltungsbereich Ihres GG wurde auch das 
Gerichtsverfassungsgesetz(GVG), die Zivil- und Strafprozessordnung(ZPO/StPO), sowie 
deren Einführungsgesetze der sog. BfiD ebenfalls nichtig.


3. Das Ordnungswidrigkeitengesetz(OWiG) wurde von Ihrem „Bundestag“ der sog. BfiD 
exakt am 11.10.2007 zur rückwirkenden Aufhebung beschlossen, weil an jenem Tag das 
Einführungsgesetz für das OWiG rückwirkend aufgehoben wurde. Damit existiert seit der 
Bekanntgabe im sog. „Bundesanzeiger“ am 29.11.2007 für sämtliche OWi in der sog. BfiD 
keine rechtliche Grundlage mehr. Es gilt: Wenn man ein Einführungsgesetz aufhebt, dann 
gilt wieder das alte oder vorherige Gesetz, wenn dieses selbst nicht auch geändert oder 
aufgehoben wird. Da aber das „alte Gesetz“ die Gesetze des Deutschen Reiches sind, 
können diese nicht durch eine sog. BfiD aufgehoben bzw. geändert werden, da hierfür die 
gesetzliche Grundlage fehlt. Außerdem ist, wie Ihr eigenes BVerfG festgestellt hat, die sog. 
BfiD nicht der Nachfolger des Deutschen Reiches, sondern stellt nur eine 
Verwaltungseinheit der Alliierten, beruhend auf dem Militärgesetz (AHK), dar und das bis 
auf den heutigen Tag.


4. Auf die gleiche Art und dem gleichen Grund wurden bereits im April 2006 die StPO, die 
ZPO und das GVG Ihrer sog. BfiD aufgehoben, indem das Einführungsgesetz aufgehoben 
wurde. Rechtwirksam wurde das Gesetz nach Ihrer Rechtauffassung am 25.4.2006 
http://dejure.org/gesetze/EGGVG/1.html BGBl. S.866) mit der Bekanntgabe im sog. 
„Bundesgesetzblatt(BGBl). Und wieder wurden Gesetzeswerke rückwirkend aufgehoben. 
Auch der §5 der ZPO, der StPO und Ihres GVG sind weggefallen. Dieser § 5 beinhaltete den
Geltungsbereich dieser Gesetze, beruhend auf Ihrem GG Art. 23 a.F.. (alte Fassung)


Nun gilt eben, auch für jeden Laien nachvollziehbar:
Ein Gesetz, das nirgendwo gilt, ist rechtlich wirkungslos. Ohne Gesetz keine strafrechtliche 
Verfolgung.
Somit gibt/bzw. gab es in der sog. BfiD keinen juristischen Grund für eine Anklage in welcher Form
auch immer. Alle Ihre „Beamten“, ob Richter, Gerichtsvollzieher, Polizei- oder anderer „Beamter“ 







handeln ohne jegliche Legitimation.
Sie wurden soeben mit dieser Aufklärungsschrift von der Rechtunsicherheit innerhalb der sog. BfiD
in Kenntnis gesetzt und sollten tunlichst danach handeln, denn Sie unterliegen nach Ihren eigenen 
Gesetzen dem §63 BBG/LBG, der Remonstrationspflicht und sind für Ihr juristisches handeln voll 
verantwortlich, da es keine Staatshaftung innerhalb der sog. BfiD gibt, da die sog. BfiD, wie schon 
erwähnt kein Staat sein kann.


Belehrung
Jeder „Beamte/in“ und jeder „Amtsträger“ muss sich vor jeder juristischen Handlung davon 
überzeugen, dass das was er/sie gerade tut, auch rechtens ist, d.h. er/sie muss nach Vorschrift Ihres 
Beamtenrechtes ihre/seine dienstliche Handlungen auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüfen. Es gilt 
die Remonstrationspflicht (siehe §38 Ihres Beamtenrahmengesetzes(BRRG)). Diese 
Remonstrationspflicht ist die Verpflichtung eines jeden Beamten und Staatsdieners, eine 
Einwendung gegen eine Weisung zu erheben, wenn gegen die Rechtmäßigkeit dieser Anordnung 
Bedenken bestehen.
Ansonsten besteht z.B. begründeter Tatverdacht der:
1. Rechtbeugung(§339StGB)
2. Umdeutung von Unrecht zu Recht(§138 ZPO)
3. Nötigung im Amt(§240 StGB)
4. Täuschung im rechtverkehr(§123,124,125,126 u.136 sowie 138 StGB)
5. Betrug im rechtverkehr(§267 StGB)
6. Bedrohung und Anmaßung(§132 und 241 StGB)
u.v.a.m
jeder Beschäftigte im öffentlichen Dienst, der auch nur einen Fall von juristischer Willkür oder 
Rechtbeugung zur Kenntnis nimmt und nicht zur Bewahrung der grundgesetzmäßigen Ordnung 
alles Notwendige unternimmt, ist auch bei bloßem Wegsehen oder billigender Duldung, Mittäter 
nach §25 StGB.
Nach §138 StGB ist der öffentlich Bedienstete, aber auch jeder andere Bürger u.a. in Fällen des 
Hochverrates, Völkermord, Verbrechen gegen die persönliche Freiheit, schweren Raubes und 
Erpressung, bei Nichtanzeigen mit Strafe bedroht. Hochverrat ist bekanntlich schon jede 
Rechtbeugung und Strafvereitelung gem. Ihrem §25 StGB.
Kommen wir zu Ihren eigenen „Bundesgesetzen“:
§52(1) „Der Beamte dient dem ganzen Volk…“
§56 (1) „Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen die volle 
persönliche Verantwortung..“
§185 „Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt das Gebiet des Deutschen Reiches bis zum 
31.12.1937 in seinen Grenzen, nach diesem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31.12.1937…“
§190 „für die Polizeivollzugsbeamten des Bundes gilt dieses Gesetz, soweit gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist..:“
Und nun stellt sich mir an dieser Stelle die grundsätzliche Frage, ob die Ernennungsurkunden der 
sog. BfiD – Beamten, denn nun auch wirklich vom „Reichsminister“ der Justiz ausgestellt und 
unterschrieben worden sind?
Ansonsten sind alle Beamten und Amtsträger der sog. BfiD rein juristisch als Privatpersonen 
anzusehen!
Auf der Grundlage der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“, „Resolution 217 A(III) vom 
10. Dezember 1948“ und dem von den Alliierten eingesetzten Grundgesetz für die von den 
Alliierten eingesetzte und nicht frei vom deutschen Volk gewählte westdeutsche Bonner Republik in
Deutschland vom 23. Mai 1949, welches von den Alliierten für die westdeutsche Bonner Republik 
Deutschland geschaffen wurde und worauf sich die sog. BfiD - Politiker noch immer beziehen, 







müssen folgende Rechte und Gesetze eingehalten werden:
1. Allgemeine Erklärung der Menschenrechte(Deklaration) Art. 1 bis 30
2. Internationaler Pakt für bürgerliche Rechte und Pflichten, Art. 1 bis 4, insbesondere Art. 2, Art. 5 
bis 26
3. Grundgesetz(GG) für die Bundesrepublik Deutschland(BRD), jetzige BfiD vom 23. Mai 1949 
Art. 3,9,18,20,25,146
Zur Rechtsicherheit meiner Person gilt demnach:
„Gesetze ohne Geltungsbereich, sind wegen Verstoßes gegen das Gebot der Rechtsicherheit 
ungültig und nichtig.“ (Urteil Ihres BVerwGE 17, 192=DVBl 1964, 147)(BVerfGE 3, 288(319f.) 
6,309(338,363)).
Auf Grund meiner Rechtunsicherheit fordere ich Sie höflich auf, mir meine bestehende 
Rechtunsicherheit rechtlich und juristisch zu zerstreuen und mir unverzüglich mitzuteilen, auf 
welcher Rechtgrundlage (rechtnorm) Sie diesen Staat regieren und Anordnungen treffen, die unsere 
Grundrechte und unser universelles Lebensrecht in grober Form verletzen.
Außerdem fordere ich Ihre Personalien und Anschrift, sowie Ihre Legitimation unverzüglich 
vorzulegen, damit ich gegebenenfalls auf internationalem Recht - Wege juristisch gegen Sie 
vorgehen kann. Sie sind nach Ihren eigenen Gesetzen dazu verpflichtet, mir die o.a. Forderung zu 
erfüllen.


Wir, die Absender dieser Nachricht und viele weitere Menschen, die dies teilen, wir handeln nicht 
alleine in unserem eigenen Interesse. Wir stehen und handeln für alle Pflanzen, Tiere und Menschen
dieser Erde, für den, der all diese Pflanzen, Tiere und Menschen aus und durch Liebe geschaffen hat
und wir stehen für ein Leben in liebender Verbindung mit allen lieben  Lebewesen.


Wir erachten alle menschgemachten „Rechtssysteme“ als grundsätzlich unzulässig aus einer 
größeren Perspektive. Für uns selbst bauen wir unter Anderem auf das universelle Lebensrecht und 
auf das universelle Urrecht.
Die weltweit etablierten Rechtssysteme basieren auf dem Rechtssystem der römischen Kaiser und 
späteren Päpste. Sie sind für außenstehende Menschen nicht zu durchschauen und sie sichern in 
erster Linie die Durchgriffsmacht einer weltweiten Elite und einen durch nichts zu rechtfertigenden 
Machtanspruch dieser Elite über jedes Lebewesen dieser Erde.
Menschgemachte Rechtssysteme könnten sich in einer Welt mit unterschiedlich mächtigen und 
gewaltbereiten Menschen und in einer Welt mit Geld, Fabriken, Städten, Hochtechnologie und 
Zivilisation, grundsätzlich eine begrenzte Rechtfertigung verschaffen, in dem sie ohne Unterschied 
zwischen Menschen in gleicher Weise angewendet werden und in dem sie Menschen vor 
Ausbeutung Verletzung und vor anderen Übergriffen und Verbrechen bewahren und in dem sie den 
Menschen so viel Freiheit gewähren, wie es im Rahmen eines friedlichen Zusammenlebens 
überhaupt möglich ist.


Gegenwärtig schicken Sie sich jedoch an, jegliche Gesetzlichkeit zu ignorieren, auch das etablierte 
fragwürdige Rechtssystem zu verlassen, und unermesslichen Schaden am deutschen Volk und im 
Namen des deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Dadurch haben Sie auf allen Ebenen und in jeder Hinsicht jegliche Rechtfertigung verwirkt. Ihr 
Handeln kann nur noch als willkürlich und als gegen das Leben gerichtet erachtet werden.


Mit freundlichen Grüßen


Jens Gordon Gerbracht (Jeschua) und Uli Sommer (für sich zeichnend und im Auftrag für Jeschua)







Anhang
- einige Anmerkungen am Rande


Richter am Amtsgericht (Im Namen des Volkes) ist nur die Frage in wessen Volk *Früher im 
Deutschen Volke* 3 C 2052/08
Ausgefertigt von Justizangestellte als „Urkundenbeamtin“ der Geschäftsstelle(Unterschrift nicht 
erkennbar) ZPO § 315 brechend. Urkundenbeamte dürfen nur Wareannahme gegenzeichnen. Für 
Beschlüsse/Ausfertigung oder in Namen des Volkes (wie auch immer) war Sie am Verfahren nicht 
beteiligt und ist somit null und nichtig!


Gerichtsvollzieher/in macht aus Unrecht Recht! Ein Richter nach GG 101 und GG 103 kann nur 
den gesetzlichen Text aufklären, das kann und darf ein/e Gerichtsvollzieher/in nicht. Er/Sie ist nur 
eine Erfüllungsgehilfe/in der Richter. Diese haben auch die fehlenden Unterschriften mit Vor und 
Zuname, es müssen min. je 2 Buchstaben erkennbar sein, nachzuholen…


Nach Ihrer ZPO § 315 dürfen erst Ausfertigungen gemacht/getätigt werden wenn der Richter mit 
Vor und Zuname im Original unterschrieben hat, diese ist in der Tat eine strafbare Handlung 
des/der der „Urkundenbeamten“ der Geschäftsstelle!


Hinweis die Unterschrift der Urkundenbeamten/innen der Geschäftsstelle ist nicht zu 
lesen/erkennbar! Die Unterschrift ist nur für die freundlichen Grüßen und sonst nichts! Auf 
richterliche Anordnung geht schon zweimal nicht!


Ohne Unterschrift, keine Rechtsgültigkeit!!!
Es kann juristisch nicht sein, dass ein Urteil oder Bescheid ohne Unterschrift jemals 
Rechtsgültigkeit erlangen kann.


Vollstreckungsbehörde
So etwas gibt es gar nicht! Es gibt keine Legitimationsurkunde nach BGB § 179. Niemand hat die 
in der BRD-Deutschland Faktisch ja, juristisch nein!


Ihre §§ 850 a-k ZPO sind von „Amts“ wegen zu beachten und unverzichtbar, so wie ZPO § 850c 
Pfänden von Konten werden ohne Titel stillgelegt!
http://dejure.org/gesetze/ZPO/315.html
**Zivilprozessordnung
Buch 2 - Verfahren im ersten Rechtszug (§§ 253 - 510c)
Abschnitt 1 - Verfahren vor den Landgerichten (§§ 253 - 494a)
Titel 2 - Urteil (§§ 300 - 329)
§ 315 Unterschrift der Richter
(1) Das Urteil ist von den Richtern, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben. 
Ist ein Richter verhindert, seine Unterschrift beizufügen, so wird dies unter Angabe des 
Verhinderungsgrundes von dem Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung von dem ältesten 
beisitzenden Richter unter dem Urteil vermerkt.
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Bundespräsidialamt
Spreeweg 1
10557 Berlin


München, den 18.02.2021
Betreff: Rechtunsicherheit - offener Brief an die von den Siegermächten eingesetzte 
Verwaltung Deutschlands


Sehr geehrte Damen  und Herren, sehr geehrte Vorstehende der sog. Bundesrepublik für und in 
Deutschland(BfiD), Sehr geehrter Herr Steinmeier, sehr geehrte Frau Merkel


1. Wie Ihnen bekannt sein dürfte, ist die sog. BfiD mindestens seit dem 17.7.1990(Pariser 
Verträge) durch die Aufhebung Ihres Art. 23 Grundgesetz(GG) a.F. „de jure“ 
rechtlich/juristisch erloschen.


2. Aus dem gleichen Grund der Aufhebung von Geltungsbereich Ihres GG wurde auch das 
Gerichtsverfassungsgesetz(GVG), die Zivil- und Strafprozessordnung(ZPO/StPO), sowie 
deren Einführungsgesetze der sog. BfiD ebenfalls nichtig.


3. Das Ordnungswidrigkeitengesetz(OWiG) wurde von Ihrem „Bundestag“ der sog. BfiD 
exakt am 11.10.2007 zur rückwirkenden Aufhebung beschlossen, weil an jenem Tag das 
Einführungsgesetz für das OWiG rückwirkend aufgehoben wurde. Damit existiert seit der 
Bekanntgabe im sog. „Bundesanzeiger“ am 29.11.2007 für sämtliche OWi in der sog. BfiD 
keine rechtliche Grundlage mehr. Es gilt: Wenn man ein Einführungsgesetz aufhebt, dann 
gilt wieder das alte oder vorherige Gesetz, wenn dieses selbst nicht auch geändert oder 
aufgehoben wird. Da aber das „alte Gesetz“ die Gesetze des Deutschen Reiches sind, 
können diese nicht durch eine sog. BfiD aufgehoben bzw. geändert werden, da hierfür die 
gesetzliche Grundlage fehlt. Außerdem ist, wie Ihr eigenes BVerfG festgestellt hat, die sog. 
BfiD nicht der Nachfolger des Deutschen Reiches, sondern stellt nur eine 
Verwaltungseinheit der Alliierten, beruhend auf dem Militärgesetz (AHK), dar und das bis 
auf den heutigen Tag.


4. Auf die gleiche Art und dem gleichen Grund wurden bereits im April 2006 die StPO, die 
ZPO und das GVG Ihrer sog. BfiD aufgehoben, indem das Einführungsgesetz aufgehoben 
wurde. Rechtwirksam wurde das Gesetz nach Ihrer Rechtauffassung am 25.4.2006 
http://dejure.org/gesetze/EGGVG/1.html BGBl. S.866) mit der Bekanntgabe im sog. 
„Bundesgesetzblatt(BGBl). Und wieder wurden Gesetzeswerke rückwirkend aufgehoben. 
Auch der §5 der ZPO, der StPO und Ihres GVG sind weggefallen. Dieser § 5 beinhaltete den
Geltungsbereich dieser Gesetze, beruhend auf Ihrem GG Art. 23 a.F.. (alte Fassung)


Nun gilt eben, auch für jeden Laien nachvollziehbar:
Ein Gesetz, das nirgendwo gilt, ist rechtlich wirkungslos. Ohne Gesetz keine strafrechtliche 
Verfolgung.
Somit gibt/bzw. gab es in der sog. BfiD keinen juristischen Grund für eine Anklage in welcher Form
auch immer. Alle Ihre „Beamten“, ob Richter, Gerichtsvollzieher, Polizei- oder anderer „Beamter“ 







handeln ohne jegliche Legitimation.
Sie wurden soeben mit dieser Aufklärungsschrift von der Rechtunsicherheit innerhalb der sog. BfiD
in Kenntnis gesetzt und sollten tunlichst danach handeln, denn Sie unterliegen nach Ihren eigenen 
Gesetzen dem §63 BBG/LBG, der Remonstrationspflicht und sind für Ihr juristisches handeln voll 
verantwortlich, da es keine Staatshaftung innerhalb der sog. BfiD gibt, da die sog. BfiD, wie schon 
erwähnt kein Staat sein kann.


Belehrung
Jeder „Beamte/in“ und jeder „Amtsträger“ muss sich vor jeder juristischen Handlung davon 
überzeugen, dass das was er/sie gerade tut, auch rechtens ist, d.h. er/sie muss nach Vorschrift Ihres 
Beamtenrechtes ihre/seine dienstliche Handlungen auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüfen. Es gilt 
die Remonstrationspflicht (siehe §38 Ihres Beamtenrahmengesetzes(BRRG)). Diese 
Remonstrationspflicht ist die Verpflichtung eines jeden Beamten und Staatsdieners, eine 
Einwendung gegen eine Weisung zu erheben, wenn gegen die Rechtmäßigkeit dieser Anordnung 
Bedenken bestehen.
Ansonsten besteht z.B. begründeter Tatverdacht der:
1. Rechtbeugung(§339StGB)
2. Umdeutung von Unrecht zu Recht(§138 ZPO)
3. Nötigung im Amt(§240 StGB)
4. Täuschung im rechtverkehr(§123,124,125,126 u.136 sowie 138 StGB)
5. Betrug im rechtverkehr(§267 StGB)
6. Bedrohung und Anmaßung(§132 und 241 StGB)
u.v.a.m
jeder Beschäftigte im öffentlichen Dienst, der auch nur einen Fall von juristischer Willkür oder 
Rechtbeugung zur Kenntnis nimmt und nicht zur Bewahrung der grundgesetzmäßigen Ordnung 
alles Notwendige unternimmt, ist auch bei bloßem Wegsehen oder billigender Duldung, Mittäter 
nach §25 StGB.
Nach §138 StGB ist der öffentlich Bedienstete, aber auch jeder andere Bürger u.a. in Fällen des 
Hochverrates, Völkermord, Verbrechen gegen die persönliche Freiheit, schweren Raubes und 
Erpressung, bei Nichtanzeigen mit Strafe bedroht. Hochverrat ist bekanntlich schon jede 
Rechtbeugung und Strafvereitelung gem. Ihrem §25 StGB.
Kommen wir zu Ihren eigenen „Bundesgesetzen“:
§52(1) „Der Beamte dient dem ganzen Volk…“
§56 (1) „Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen die volle 
persönliche Verantwortung..“
§185 „Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt das Gebiet des Deutschen Reiches bis zum 
31.12.1937 in seinen Grenzen, nach diesem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31.12.1937…“
§190 „für die Polizeivollzugsbeamten des Bundes gilt dieses Gesetz, soweit gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist..:“
Und nun stellt sich mir an dieser Stelle die grundsätzliche Frage, ob die Ernennungsurkunden der 
sog. BfiD – Beamten, denn nun auch wirklich vom „Reichsminister“ der Justiz ausgestellt und 
unterschrieben worden sind?
Ansonsten sind alle Beamten und Amtsträger der sog. BfiD rein juristisch als Privatpersonen 
anzusehen!
Auf der Grundlage der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“, „Resolution 217 A(III) vom 
10. Dezember 1948“ und dem von den Alliierten eingesetzten Grundgesetz für die von den 
Alliierten eingesetzte und nicht frei vom deutschen Volk gewählte westdeutsche Bonner Republik in
Deutschland vom 23. Mai 1949, welches von den Alliierten für die westdeutsche Bonner Republik 
Deutschland geschaffen wurde und worauf sich die sog. BfiD - Politiker noch immer beziehen, 







müssen folgende Rechte und Gesetze eingehalten werden:
1. Allgemeine Erklärung der Menschenrechte(Deklaration) Art. 1 bis 30
2. Internationaler Pakt für bürgerliche Rechte und Pflichten, Art. 1 bis 4, insbesondere Art. 2, Art. 5 
bis 26
3. Grundgesetz(GG) für die Bundesrepublik Deutschland(BRD), jetzige BfiD vom 23. Mai 1949 
Art. 3,9,18,20,25,146
Zur Rechtsicherheit meiner Person gilt demnach:
„Gesetze ohne Geltungsbereich, sind wegen Verstoßes gegen das Gebot der Rechtsicherheit 
ungültig und nichtig.“ (Urteil Ihres BVerwGE 17, 192=DVBl 1964, 147)(BVerfGE 3, 288(319f.) 
6,309(338,363)).
Auf Grund meiner Rechtunsicherheit fordere ich Sie höflich auf, mir meine bestehende 
Rechtunsicherheit rechtlich und juristisch zu zerstreuen und mir unverzüglich mitzuteilen, auf 
welcher Rechtgrundlage (rechtnorm) Sie diesen Staat regieren und Anordnungen treffen, die unsere 
Grundrechte und unser universelles Lebensrecht in grober Form verletzen.
Außerdem fordere ich Ihre Personalien und Anschrift, sowie Ihre Legitimation unverzüglich 
vorzulegen, damit ich gegebenenfalls auf internationalem Recht - Wege juristisch gegen Sie 
vorgehen kann. Sie sind nach Ihren eigenen Gesetzen dazu verpflichtet, mir die o.a. Forderung zu 
erfüllen.


Wir, die Absender dieser Nachricht und viele weitere Menschen, die dies teilen, wir handeln nicht 
alleine in unserem eigenen Interesse. Wir stehen und handeln für alle Pflanzen, Tiere und Menschen
dieser Erde, für den, der all diese Pflanzen, Tiere und Menschen aus und durch Liebe geschaffen hat
und wir stehen für ein Leben in liebender Verbindung mit allen lieben  Lebewesen.


Wir erachten alle menschgemachten „Rechtssysteme“ als grundsätzlich unzulässig aus einer 
größeren Perspektive. Für uns selbst bauen wir unter Anderem auf das universelle Lebensrecht und 
auf das universelle Urrecht.
Die weltweit etablierten Rechtssysteme basieren auf dem Rechtssystem der römischen Kaiser und 
späteren Päpste. Sie sind für außenstehende Menschen nicht zu durchschauen und sie sichern in 
erster Linie die Durchgriffsmacht einer weltweiten Elite und einen durch nichts zu rechtfertigenden 
Machtanspruch dieser Elite über jedes Lebewesen dieser Erde.
Menschgemachte Rechtssysteme könnten sich in einer Welt mit unterschiedlich mächtigen und 
gewaltbereiten Menschen und in einer Welt mit Geld, Fabriken, Städten, Hochtechnologie und 
Zivilisation, grundsätzlich eine begrenzte Rechtfertigung verschaffen, in dem sie ohne Unterschied 
zwischen Menschen in gleicher Weise angewendet werden und in dem sie Menschen vor 
Ausbeutung Verletzung und vor anderen Übergriffen und Verbrechen bewahren und in dem sie den 
Menschen so viel Freiheit gewähren, wie es im Rahmen eines friedlichen Zusammenlebens 
überhaupt möglich ist.


Gegenwärtig schicken Sie sich jedoch an, jegliche Gesetzlichkeit zu ignorieren, auch das etablierte 
fragwürdige Rechtssystem zu verlassen, und unermesslichen Schaden am deutschen Volk und im 
Namen des deutschen Volkes in der Welt zu verrichten.


Dadurch haben Sie auf allen Ebenen und in jeder Hinsicht jegliche Rechtfertigung verwirkt. Ihr 
Handeln kann nur noch als willkürlich und als gegen das Leben gerichtet erachtet werden.


Mit freundlichen Grüßen


Jens Gordon Gerbracht (Jeschua) und Uli Sommer (für sich zeichnend und im Auftrag für Jeschua)







Anhang
- einige Anmerkungen am Rande


Richter am Amtsgericht (Im Namen des Volkes) ist nur die Frage in wessen Volk *Früher im 
Deutschen Volke* 3 C 2052/08
Ausgefertigt von Justizangestellte als „Urkundenbeamtin“ der Geschäftsstelle(Unterschrift nicht 
erkennbar) ZPO § 315 brechend. Urkundenbeamte dürfen nur Wareannahme gegenzeichnen. Für 
Beschlüsse/Ausfertigung oder in Namen des Volkes (wie auch immer) war Sie am Verfahren nicht 
beteiligt und ist somit null und nichtig!


Gerichtsvollzieher/in macht aus Unrecht Recht! Ein Richter nach GG 101 und GG 103 kann nur 
den gesetzlichen Text aufklären, das kann und darf ein/e Gerichtsvollzieher/in nicht. Er/Sie ist nur 
eine Erfüllungsgehilfe/in der Richter. Diese haben auch die fehlenden Unterschriften mit Vor und 
Zuname, es müssen min. je 2 Buchstaben erkennbar sein, nachzuholen…


Nach Ihrer ZPO § 315 dürfen erst Ausfertigungen gemacht/getätigt werden wenn der Richter mit 
Vor und Zuname im Original unterschrieben hat, diese ist in der Tat eine strafbare Handlung 
des/der der „Urkundenbeamten“ der Geschäftsstelle!


Hinweis die Unterschrift der Urkundenbeamten/innen der Geschäftsstelle ist nicht zu 
lesen/erkennbar! Die Unterschrift ist nur für die freundlichen Grüßen und sonst nichts! Auf 
richterliche Anordnung geht schon zweimal nicht!


Ohne Unterschrift, keine Rechtsgültigkeit!!!
Es kann juristisch nicht sein, dass ein Urteil oder Bescheid ohne Unterschrift jemals 
Rechtsgültigkeit erlangen kann.


Vollstreckungsbehörde
So etwas gibt es gar nicht! Es gibt keine Legitimationsurkunde nach BGB § 179. Niemand hat die 
in der BRD-Deutschland Faktisch ja, juristisch nein!


Ihre §§ 850 a-k ZPO sind von „Amts“ wegen zu beachten und unverzichtbar, so wie ZPO § 850c 
Pfänden von Konten werden ohne Titel stillgelegt!
http://dejure.org/gesetze/ZPO/315.html
**Zivilprozessordnung
Buch 2 - Verfahren im ersten Rechtszug (§§ 253 - 510c)
Abschnitt 1 - Verfahren vor den Landgerichten (§§ 253 - 494a)
Titel 2 - Urteil (§§ 300 - 329)
§ 315 Unterschrift der Richter
(1) Das Urteil ist von den Richtern, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben. 
Ist ein Richter verhindert, seine Unterschrift beizufügen, so wird dies unter Angabe des 
Verhinderungsgrundes von dem Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung von dem ältesten 
beisitzenden Richter unter dem Urteil vermerkt.
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Bundesregierung
11044 Berlin


München, den 18.02.2021
Subject: legal uncertainty - open letter to the administration of Germany appointed by the 
victorious powers


Dear Sir or Madam, Dear Members of the Federal Republic for and in Germany (Bundesrepublik 
für und in Deutschland - BfiD), Dear Mr. Steinmeier, Dear Ms. Merkel,


1. As you should know, the so-called BfiD has legally / judically expired at least since July 17, 
1990 (Paris Treaties) through the repeal of your Art. 23 Basic Law (GG) old version "de 
jure".


2. For the same reason that the scope of your GG was abolished, the Courts Constitution Act 
(Gerichtsverfassungsgesetz - GVG), the Code of Civil and Criminal Procedure (Zivil- und 
Strafprozessordnung - ZPO / StPO), as well as their introductory laws, the so-called BfiD, 
also became void.


3. The Administrative Offenses Act (Ordnungswidrigkeitengesetz  - OWiG) was resolved by 
your “Bundestag” of the so-called BfiD on October 11, 2007 for retroactive repeal because 
on that day the introductory act for the OWiG was repealed retrospectively. Since the 
announcement in the so-called "Federal Gazette" on November 29, 2007, there is no longer 
any legal basis for the OWi in the so-called BfiD. The following applies: If you repeal an 
introductory law, then the old or previous law applies again, if this is not also changed or 
repealed. However, since the “old law” are the laws of the German Reich, they cannot be 
repealed or changed by a so-called BfiD, as there is no legal basis for this. In addition, as 
your own BVerfG has determined, the so-called BfiD is not the successor to the German 
Reich, but only represents an administrative unit of the Allies, based on the Military Law 
(AHK), and that to this day.


4. In the same way and for the same reason, the StPO, the ZPO and the GVG of your so-called 
BfiD were repealed in April 2006 by repealing the Introductory Act. According to your legal
opinion, the law became legally effective on April 25, 2006 
http://dejure.org/gesetze/EGGVG/1.html BGBl. P.866) with the announcement in the so-
called "Bundesgesetzblatt (BGBl)". And again statutes were retroactively repealed. § 5 of 
the ZPO, the StPO and your GVG have also been dropped. This § 5 contained the scope of 
these laws, based on your GG Art. 23 old version .. (old version)


Now the following applies, also understandable for every layperson:
A law that does not apply anywhere has no legal effect. No criminal prosecution without the law.







Thus there is respectively there was no legal reason for an indictment in whatever form in the so-
called BfiD. All your “officials”, whether judges, bailiffs, police or other “officials”, act without any
legitimacy.
You have just been informed of the legal uncertainty within the so-called BfiD with this explanatory
note and should act accordingly, because you are subject to §63 BBG / LBG, the remonstration 
obligation according to your own laws and you are fully responsible for your legal action, because 
there is no state liability within the so-called BfiD, since the so-called BfiD, as already mentioned, 
cannot be a state.


Instruction
Every "civil servant" and every "public official" must convince himself / herself before any legal act
that what he / she is doing is also legal, that means he / she must ensure that his / her official acts 
are legal in accordance with your civil service law. The obligation to remonstrate applies (see 
Section 38 of your Civil Service Framework Act (Beamtenrahmengesetzes - BRRG)). This duty of 
remonstration is the obligation of every civil servant and public servant to raise an objection to an 
instruction if there are concerns about the legality of this order.
Otherwise there is justified suspicion, for example, of the:
1. Perversion of the law (§339StGB)
2. Reinterpretation of injustice to justice (§138 ZPO)
3. Coercion in office (§240 StGB)
4. Deception in legal transactions (§123,124,125,126 and 136 and 138 StGB)
5. Fraud in legal transactions (§267 StGB)
6. Menace and presumption (§132 and 241 StGB)
and some more...
Every public service employee who takes notice of even one case of arbitrary judicial decision-
making or perversion of the law and who does not do everything necessary to preserve the 
constitutional order is an accomplice according to § 25 of the Criminal Code (Strafgesetzbuch 
StGB), even if he merely looks the other way or approves tolerance.
According to §138 StGB, the public servant, but also every other citizen, is threatened with 
punishment in cases of high treason, genocide, crimes against personal freedom, serious robbery 
and extortion, if not reported. As is well known, high treason is already every perversion of justice 
and obstruction of punishment according to your §25 StGB.
Let's come to your own "federal laws" (“Bundesgesetzen”):
§52 (1) "The civil servant serves the whole people ..."
§56 (1) "The civil servant bears full personal responsibility for the legality of his official acts .."
§185 "Reich territory within the meaning of this law is the territory of the German Reich until 
December 31, 1937 within its limits, after this point in time within the limits of December 31, 
1937 ..."
§ 190 "this law applies to federal police officers, unless otherwise stipulated by law ..:"
And now the fundamental question arises for me at this point whether the certificates of 
appointment of the so-called BfiD officials have really been issued and signed by the "Reichs-
Minister" of Justice?
Otherwise, all civil servants and officials of the so-called BfiD are to be regarded as private 
persons from a purely legal point of view!
On the basis of the "Universal Declaration of Human Rights", "Resolution 217 A (III) of December 
10, 1948" and the Basic Law established by the Allies for the West German Bonn Republic in 
Germany, established by the Allies and not freely elected by the German people in May 23, 1949, 
which was created by the Allies for the West German Bonn Republic of Germany and to which the 
so-called BfiD politicians still refer, the following rights and laws must be observed:







1. General Declaration of Human Rights (Declaration) Art. 1 to 30
2. International Covenant for Civil Rights and Duties, Art. 1 to 4, in particular Art. 2, Art. 5 to 26
3. Basic Law (Grundgesetz - GG) for the Federal Republic of Germany (FRG), current BfiD of May
23, 1949 Art. 3,9,18,20,25,146
For the legal security of my person, the following applies:
"Laws without scope are invalid and void because of a violation of the requirement of legal 
security." (Judgment of your BVerwGE 17, 192 = DVBl 1964, 147) (BVerfGE 3, 288 (319f.) 6.309 
(338.363)).
Due to my legal uncertainty, I politely request you to dispel my existing legal uncertainty legally 
and judicially and to inform me immediately on which legal basis (legal norm) you govern this state
and take orders that grossly violate our fundamental rights and our universal right to life.
I also request your personal details and address, as well as your legitimation, to be presented 
immediately so that I can take legal action against you under international law. According to your 
own laws, you are obliged to comply with the above requirement.


We, the senders of this message and many more people who share this, are not acting alone in our 
own interests. We stand and act for all plants, animals and humans on earth, for the one who created
all these plants, animals and humans out of and by love and we stand for a life in loving connection 
with all dear living beings.


We consider all human-made “legal systems” to be fundamentally impermissible from a larger 
perspective. For ourselves we rely, among other things, on the universal right to life and on the 
universal native right.
The legal systems established worldwide are based on the legal system of the Roman emperors and 
later popes. They cannot be seen through by outside people and they primarily secure the power of a
worldwide elite and an unjustifiable claim of power of this elite over every living being on earth.
In a world with differently powerful and violent people and in a world with money, factories, cities, 
high technology and civilization, anyway human-made legal systems could in principle obtain a 
limited justification in that they are applied in the same way without distinction between humans, 
protecting people from exploitation, injuries and from other attacks and crimes and by granting 
people as much freedom as is possible within the framework of a peaceful coexistence.


At present, however, you are going to ignore any legality, to leave even the established questionable
legal system and to do immeasurable damage to the German people and to the world in the name of 
the German people.


You have forfeited all justification at all levels and in all aspects. Your actions can now only be 
regarded as arbitrary and as directed against any life.


With best regards


Jens Gordon Gerbracht (Yeschua) and Uli Sommer (drawing for himselve and on behalf of Yeschua)







Attachment
- a few notes in the margin


Judge at the district court (in the name of the people) is only the question in whose people * 
formerly in the German people * 3 C 2052/08
Issued by a judicial clerk as "document officer" of the office (signature not recognizable), breaking
ZPO § 315. Document officers may only countersign the acceptance of goods. For resolutions / 
execution or in the name of the people (however) she was not involved in the process and is 
therefore null and void!


Bailiff turns injustice into justice! A judge according to GG 101 and GG 103 can only clarify the 
legal text, a bailiff cannot and must not. He / she is only a vicarious agent of the judge. These also 
have to catch up the missing signatures with first and last name, at least 2 letters must be 
recognizable ...


According to your ZPO § 315, copies may only be made / made if the judge has signed the original
with your first and last name, this in fact is a criminal act of the "document officer" of the office!


Note the signature of the registry clerk cannot be read / recognized! The signature is only for the 
best regards and nothing else! Doing so on judicial order is not possible!


Without signature, no legal validity!
From a juridical point of view, it cannot be legally that a judgment or notice without a signature 
can ever become legally valid.


Enforcement authority
There is no such thing! There is no legitimation document according to BGB § 179. Nobody in the
FRG-Germany has it. In fact, yes, legally no! 


Your §§ 850 a-k ZPO are "officially" to be observed and indispensable, as ZPO § 850c pledges of 
accounts are closed without a title!
http://dejure.org/gesetze/ZPO/315.html
** Code of Civil Procedure
Book 2 - Procedure at first instance (§§ 253 - 510c)
Section 1 - Proceedings at the regional courts (§§ 253 - 494a)
§ 2 - Judgment (§§ 300 - 329)
§ 315 Signature of the judge
(1) The judgment must be signed by the judges who participated in the decision. If a judge is 
prevented from adding his signature, this will be noted under the judgment by the presiding judge 
and, if he is prevented from doing so, by the oldest associate judge. 






